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sungen und nicht Schlagworte er-
wartet. Das ist nach wie vor die
Mehrheit auch jener Personen, die
der Urne fern bleiben. 

Was würde Politik ehrlicher und
interessanter machen?
Wenn wir der Bevölkerung aufzei-
gen können, dass wir uns für sie en-
gagieren, nicht nur gewissen Klien-
telen, sondern dem Gemeinwohl
verpflichtet sind, dann fühlen sie
sich auch wieder betroffen. Wir sind
herausgefordert, unsere eigenständi-
ge, wertebezogene C-Politik zu le-
ben und klar zu kommunizieren.

Viele glauben frustriert, unsere Politi-
ker hätten wenig Gestaltungsraum.
Sie würden vielmehr durch die Wirt-
schaft – Stichwort Globalisierung –
und die EU vor Tatsachen gestellt, die
sie gesetzlich nachvollziehen. Was sa-
gen sie dazu? 
Es gibt zahlreiche Bereiche, die wir
weiterhin eigenständig prägen kön-
nen. Dennoch müssen viele Vorla-
gen europa-kompatibel sein. Wir
sind durch die bilateralen Verträge
gebunden und müssen Gesetze an-
passen, auch im Bereich der Sozial-

versicherungen. Nachvollzug ist
eine Realität. Sie zu verleugnen
führt zur Täuschung unserer Bürge-
rInnen. Auch macht die Wirtschaft
nicht vor den Grenzen halt. Sie er-
wartet vom Staat optimale Rahmen-
bedingungen im In- und Ausland.
Sie bleibt somit auf den Staat ange-
wiesen. Würde er sich dieser He-
rausforderung entziehen, hätte dies
fatale Auswirkungen auf die Volks-
wirtschaft.

Steht die CVP für landesweit gleich
hohe Kinderzulagen ein? Was tut sie
konkret für eine bessere Familienpoli-
tik? 
Wir verlangen seit Jahren die Um-
setzung des Grundsatzes «Ein Kind
– eine Zulage» von mindestens 200
Franken, respektive 250 Franken für
Jugendliche in Ausbildung. 
Unsere Familienpolitik, die wir in
der Legislaturzeit 1999–2003 sehr
stark vorangetrieben haben, beruht

auf drei Säulen: 1. Ergänzungsleis-
tungen für Familien mit tiefen Ein-
kommen. 2. Ein Rahmengesetz
zwecks Koordination und Harmo-
nisierung der Kinderzulagen auf na-
tionaler Ebene. 3. Steuerliche Ent-
lastungen für mittelständische Fa-
milien bei der direkten Bundessteu-
er sowie Einführung des Splittings
auf kantonaler Ebene. Auch verlan-
gen wir die steuerliche Befreiung
des Existenzminimums sowie höhe-
re Kinder- und Ausbildungsabzüge. 

Sind Sie für eine Heraufsetzung des
Rentenalters? Welches sind die wesent-
lichen Fragen bei der ganzen Diskus-
sion?
Sie ist nicht neu. Die zwei IDA-
Fiso-Berichte des Departementes
des Innern machten vor Jahren auf
das kommende Ungleichgewicht
aufmerksam. Gewisse Stimmen
wurden damals bereits laut – ich
zählte mich auch darunter. Sie ver-
langten eine Auseinandersetzung
mit den Folgen des heutigen Gene-
rationenvertrags. In einer pluralen
und individualisierten Gesellschaft
muss das Gleichgewicht von indivi-
duellen Freiheiten und Rechten ei-
nerseits und ihrer Vereinbarkeit mit

Partnerschaft und sozialer Verpflich-
tung andererseits neu gesucht wer-
den. Denn wir sind bereits heute
mit einem Verteilungskampf zwi-
schen Senioren und Kindern, zwi-
schen Eltern und Kinderlosen, zwi-
schen Arm und Reich konfrontiert.
Das Ungleichgewicht wird noch zu-
nehmen. Der pauschale Ruf nach
Erhöhung des Rentenalters verhin-
dert eine sachliche Diskussion. Es
braucht keine starren Altersgrenzen.
Wir müssen eine Bandbreite festle-
gen, innert welcher die Erwerbstäti-
gen sich aus dem Arbeitsmarkt ver-
abschieden können. 

Was muss zusätzlich berücksichtigt
werden?
Wir landen wieder bei der Familien-
politik. Vom persönlichen Ent-
scheid zweier Erwachsenen zur El-
ternschaft profitiert die gesamte Ge-
sellschaft. Familien erbringen eine
gesellschaftliche Erneuerung. Sie er-
gänzen gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Organisationsformen.
Sie stärken die Solidarität und über-
nehmen Verantwortungen zwischen
den Generationen. Die Rentendis-
kussion kann ohne Einbezug dieser
Realität nicht geführt werden. <
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«C-Test» für die Politik
Wahlen sind oft genug Schaumschlägerei. Der «C-Test» geht unter die Oberfläche
und sagt, worum es beim «C» in der Politik geht. Von Thomas Wallimann*

Die KAB ist seit ihren Anfängen eine
politische Bewegung, weil sie sich nie
damit zufrieden gab, einzig Einzel-
personen oder Familien besserzustel-
len. Sie trat immer für strukturelle
Veränderungen ein, die für Arbeiter-
Innen mehr Gerechtigkeit ermög-
lichten. Damit ging und geht es der
KAB in guter Verbundenheit mit der
Katholischen Soziallehre um Öffent-
lichkeit und – eben auch – um Poli-
tik.
Was christliche Politik genau aus-
macht, ist nicht einfach per Parteina-
me zu bestimmen oder in kirchli-
chem Befehlston zu verlangen. Be-
reits die tägliche Erfahrung zeigt,
dass ChristInnen in allen Parteien zu
Hause sind und keine ein Monopol
auf christliche Politik anmelden
kann. Das Christliche zeigt sich in

der Gesinnung, in der Motivation
sowie Begründung politischer
Handlungen und Forderungen.
Doch die gute Absicht allein recht-
fertigt nicht jedes Tun. Es muss auch
sachgerecht und vernünftig sein.

Die vier C-Fragen
Das «C» verpflichtet, das Handeln
am christlich-biblischen Menschen-
bild zu orientieren. Der «C-Test»
stellt dazu die zentralen Fragen. 

1. Der Mensch ist Abbild Gottes und
verdankt sein Leben Gott. Damit
sind Grenzen gesetzt, alles und jedes
nur Erdenkliche einfach zu machen.
Darum: Respektieren Gesetze und
politische Massnahmen alle betroffe-
nen Menschen als Menschen, und
werden diese würdevoll behandelt?

2. Wir leben auf der Erde und nicht
im Himmel. Dies bedeutet, dass wir
keine heile und perfekte Welt schaf-
fen können. Weil gerade der Wahl-
kampf aber von Versprechungen lebt,
ist besondere Vorsicht geboten. Des-
halb: Welche Rolle spielen Ideal- und
Absolutheitsansprüche? Wird spür-
bar, dass kein Himmel auf Erden ge-
schaffen werden soll? Wird die Be-
grenztheit und Fehlerhaftigkeit von
Menschen berücksichtigt?

3. Option für die Benachteiligten: Die
christlich motivierte politische Arbeit
entwickelt ein spezielles Sensorium für
die Benachteiligten und Armen, und
sucht für sie gerechtere Strukturen zu
etablieren. Deshalb: Sind die Gewin-
nerInnen von politischen Forderun-
gen die am meisten Benachteiligten?

4. Hoffnung und Zuversicht prägen,
weil Jesus Christus die Menschen zu
Leben und Freude erlöst hat, die
Wahrnehmung der Welt. Darum: Ist
von dieser Zuversicht und diesem
Gottvertrauen etwas zu merken? 
Können alle diese Fragen mit «JA»
beantwortet werden, darf das «C»
mit Überzeugung in der politischen
Diskussion genannt werden. <

* Dr. theol. Thomas Wallimann ist Leiter
des Sozialinstituts der KAB in Zürich.
Weiterführende Publikation: Hans Hal-
ter und Hans-Ulrich Kneubühler: «Christli-
che Politik und soziale Verantwortung»,
zwei Aufsätze, 20 Seiten. Herausgeber: So-
zialinstitut KAB Schweiz, 1996. Für Fr. 5.–
bestellbar unter Tel. 01 271 00 30 oder
Mail: th.wallimann@sozialinstitut-kab.ch

> Info

Im nächsten Treffpunkt wird es als letz-
te Wahlvorbereitung einen thematischen
Rückblick auf die Legislatur 1999–2003 ge-
ben.
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> In der Rentendiskus-
sion landen wir wieder
bei der Familienpolitik. <
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